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Landkreis: Rems-Murr-Kreis 
Gemeinde: Rudersberg 
Gemarkung: Rudersberg 

Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13a 
BauGB und örtliche Bauvorschriften 

Gassenäcker, 2. Änderung 
Maßstab 1 : 500         

Auszug aus dem Liegenschaftskataster gefertigt und nach einem Bebauungsplanvorschlag 
des Vermessungsbüros Käser, Plüderhausen zum Bebauungsplan ausgearbeitet. 

Vermessungsbüro Käser 
Schneeberg 46, 73655 Plüderhausen 

Plüderhausen, den 25.11.2013    Öffentl. best. Vermessungsingenieur 
     Amtssitz Fellbach 

Verfahrenshinweise für den Bebauungsplan und die ör tlichen Bauvorschriften 
(§ 74 LBO) 

Aufstellungsbeschluss (§ 2 (1) BauGB) und  

Auslegungsbeschluss (§ 3 (2) BauGB) am ......................  

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses (§ 2 (1) BauGB)  

und der Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am ......................  

Öffentliche Auslegung (§ 3 (2) BauGB) vom ........................  bis ......................  

Satzungsbeschluss des Bebauungsplans (§ 10 (1) BauGB)  am ......................  

Ausgefertigt: Rudersberg, den ........................   
 
 

Kaufmann, Bürgermeister 

Ortsübliche Bekanntmachung des Bebauungsplans und der örtlichen 
Bauvorschriften, In – Kraft – Treten  (§ 10 (3) BauGB) am ......................  

Zur Beurkundung: 
 
 

Kaufmann, Bürgermeister 
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Textteil für den Bebauungsplan und die örtlichen Ba uvorschriften 

Rechtsgrundlagen:  §§ 2, 9 10 und 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) und § 4 Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 582, 
ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 09. November 2010 (GBl. 
S. 793, 962))in Verbindung mit § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) 
in der Fassung vom 5. März 2010 (GBl. S. 357).  Es gilt die Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), geändert am 22. April 
1993 (BGBl. I S. 466). 

Aufhebungen:  Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs bisher bestehenden 
örtlichen planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere örtliche 
baupolizeiliche Vorschriften werden aufgehoben. 

Festsetzungen:  In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:  

1. Bebauungsplan „Gassenäcker, 2. Änderung“ 
 Planungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB,  §§ 1 - 15 BauNVO) 
Allgemeines Wohngebiet (WA) - § 4 BauNVO. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB,  §§ 16 - 21a BauNVO) 
Siehe Einschrieb im Plan. 

a) Grundflächenzahl 

b) Geschossflächenzahl 

c) Die Höhe baulicher Anlagen ist durch die Festsetzung des höchsten 
Gebäudepunktes (HGP) in Metern über Normalnull nach oben begrenzt. (Vgl. 
Planeintrag) 

1.3 Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 (1) Nr. 2 B auGB) 
Längsachsen der Gebäude parallel zu den Richtungspfeilen im Plan. 

1.4 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 
offen 

1.5 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 Ba uGB, §§ 23 BauNVO) 
1. Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt. 

2. Ausnahmen gemäß § 23 (3) Satz 3 BauNVO  
Die festgesetzten Baugrenzen können mit untergeordneten Bauteilen, Kellerabgängen, 
Eingangs- und Terrassenüberdachungen sowie Vorbauten bis 5 m Breite (max. 1/3 der 
Gebäudelänge) um bis zu 1,50 m überschritten werden. 
An die Hauptgebäude angebaute Terrassen sind bis zu einer Tiefe von 5 m, gerechnet 
ab dem Hausgrund, zulässig. Der Abstand zu privaten und öffentlichen Verkehrsflächen 
muss mindestens 2 m betragen.  

3. Außerhalb der Baugrenzen ist pro Baugrundstück ein Gebäude im Sinne einer 
Nebenanlage zulässig. Der Rauminhalt darf 40 m³ Rauminhalt nicht überschreiten. Der 
Abstand zu privaten und öffentlichen Verkehrsflächen muss mindestens 2 m betragen. 
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1.6 Stellplätze, Garagen und überdachte Stellplätze  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 und § 23 Abs. 5 BauNV O) 
Garagen - eingeschossig - und überdachte Stellplätze (Carports) sind nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig oder in unterirdischen Geschossen in den 
festgesetzten Flächen für Tiefgaragen (TGa). 

Sie können ausnahmsweise auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen 
werden. Von befestigten öffentlichen Verkehrsflächen müssen mit Außenwänden Abstände 
mit mindestens 0,5 m eingehalten werden. Der Ein- und Ausfahrtsbereich muss bei 
geschlossenen Seitenwänden 2,5 m und bei offenen Seitenwänden 0,5 m Abstand zur 
öffentlichen Verkehrsfläche einhalten. 

Stellplätze sind auch auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen. Auf die 
Festsetzung 1.7 wird verwiesen. 

1.7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwic klung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 
Die Befestigung von Stellplätzen und Garagenzufahrten darf nur wasserdurchlässig 
erfolgen (Rasensteine, Rasenpflaster, Drainpflaster oder ähnliches). 
Wasserundurchlässiges Pflastermaterial ohne wasserdurchlässige Abstandsfuge ist 
unzulässig. 

1.8 Pflanzzwang (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 
a) Flächiger Pflanzzwang: Die festgesetzten Flächen sind durchgehend mit heimischen 

Laubbäumen und Sträuchern zu bepflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Je 
angefangene 75 m² zu bepflanzende Fläche je Baugrundstück sind mindestens ein 
Baum und zwei Sträucher zu pflanzen. 

b) Die nach außen sichtbaren Wandflächen der Tiefgarage sind mit Kletterpflanzen zu 
begrünen. 

c) Artenempfehlung zum Pflanzzwang: Bäume: z.B. Esche, Bergahorn, Sitzahorn, 
Sommerlinde, Winterlinde, Stieleiche, Traubeneiche. Sträucher: z.B. Hartriegel, Hasel, 
Pfaffenhütchen, Liguster, Heckenkirsche, Weichsel, Schlehe, Kreuzdorn, Hundsrose, 
Schneeball. Fassadenbegrünung: z.B. Efeu, Wilder Wein. 

1.9 Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind  (§ 9 (1) Nr. 10 BauGB) 
Das Sichtfeld ist von jeder sichtbehindernden Bebauung, Benützung, Bepflanzung und 
Einfriedung, die höher als 0,6 m über die Fahrbahnoberkante hinausragt, freizuhalten. 

 

 

Hinweise: 

a) Im Plangebiet können Funde zutage treten, bei denen es sich um meldepflichtige 
Kulturdenkmale nach § 2 Denkmalschutzgesetz (DSchG) handelt. Solche Funde sind 
unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen (§ 20 
DSchG). 

b) Grundwasserableitungen - auch über das öffentliche Abwassernetz - sind unzulässig. 
Grundwassererschließungen sind der Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen (§ 37 (4) 
WG). Beabsichtigte Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den 
Untergrund mit Grundwasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind rechtzeitig vor 
deren Ausführung anzuzeigen. Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet 
Grundwasser erschlossen, so sind die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, 
unverzüglich einzustellen und das Landratsamt als untere Wasserbehörde zu 
benachrichtigen (§ 37 (4) WG).c) Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des 
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Bodenschutzgesetzes (BodSchG), insbesondere auf §4, wird hingewiesen. In diesem 
Sinne gelten für jegliche Bauvorhaben die getroffenen Regelungen zum Schutze des 
Bodens. 

c) Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes (BodSchG), 
insbesondere auf § 4, wird hingewiesen. In diesem Sinne gelten für jegliche 
Bauvorhaben die getroffenen Regelungen zum Schutze des Bodens. 

 Wiederverwertung von Erdaushub 

 Unbelasteter verwertbarer Erdaushub ist einer Wiederverwertung zuzuführen. Eine 
Deponierung ist nur in Ausnahmefällen zulässig. 

 Zu Beginn der Baumaßnahmen ist der hochwertige Oberboden (humoser Boden) 
abzuschieben. Er ist vom übrigen Erdaushub bis zur weiteren Verwertung getrennt zu 
lagern. 

 Erdaushub unterschiedlicher Eignung ist separat in Lagen abzubauen, ggf. getrennt zu 
lagern und spezifisch zu verwerten. 

 Für den Umgang mit Böden, die zu Rekultivierungszwecken vorgesehen sind, 
insbesondere für deren Lagerung und Einbringung, gelten die Vorgaben des Hefts 10, 
Luft – Boden – Abfall des Ministeriums für Umwelt, Baden-Württemberg. 

Freiflächen 

Bereiche späterer Freiflächen sind nach Möglichkeit vom Baubetrieb freizuhalten. Dort 
dürfen notwendige Erdarbeiten (z.B. Abschieben des Oberbodens, Bodenauftrag) nur 
mit Kettenfahrzeugen (zul. Bodenpressung < 4 N/cm²) ausgeführt werden. 

Bodenbelastungen 

Der Baubetrieb ist so zu organisieren, dass betriebsbedingte unvermeidliche 
Bodenbelastungen (z.B. Verdichtungen) auf das engere Baufeld beschränkt bleiben. Sie 
sind am Ende der Bauarbeiten zu beseitigen. 

Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. 
Vermischungen mit Bodenmaterial auszuschließen sind. 

Werden im Zuge der Bauarbeiten wider Erwarten stoffliche Bodenbelastungen 
angetroffen, ist unverzüglich das Landratsamt Rems-Murr-Kreis zu benachrichtigen. 

Unbrauchbare und/ oder belastete Böden sind von verwertbarem Erdaushub zu trennen 
und einer Aufbereitung oder einer geordneten Entsorgung zuzuführen. 

d) Altlasten - Werden bei Erdbewegungen Altlasten festgestellt, so ist dies den 
Geschäftsbereichen Umweltschutz und Gesundheit beim Landratsamt Rems-Murr-Kreis 
mitzuteilen. 

e) Sonstige Hinweise 
Bei der Bauausführung der Gebäude ist auf den Einbruchschutz zu achten. Auf die 
Möglichkeit einer kostenlosen sicherheitstechnischen Beratung durch die 
kriminalpolizeiliche Beratungsstelle bei der Polizeidirektion Waiblingen, Tel. 
07151/562586, wird verwiesen. 
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2. Örtliche Bauvorschriften 
für den Geltungsbereich des Bebauungsplans 

 „Gassenäcker, 2. Änderung“: 

2.1 Äußere Gestaltung der Gebäude (§ 74 (1) Nr. 1 L BO) 
a) Farbgebung der Außenfassaden und Dächer: Leuchtende oder reflektierende Farben 

bzw. Materialien sind unzulässig.  

b) Solaranlagen sind grundsätzlich zulässig, jedoch nicht als Dachaufbauten, die von der 
Dachneigung des Gebäudes abweichen. 

2.2 Unbebaute Flächen der bebauten Grundstücksteile  (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 
Die unbebauten Flächen sind mit Ausnahme der Erschließungs- und Stellplatzflächen 
gärtnerisch anzulegen. 

Erschließungsflächen (Garagenzufahrten, Wege) und oberirdische Stellplätze dürfen nur 
mit wasserdurchlässigen Belägen (Abflusswert ≥ 0,5) hergestellt werden. 
Wasserdurchlässige Beläge sind z.B.: Rasensteine, Spurplatten, Schotterrasen, 
Pflasterbeläge mit breiten Fugen u. Ä.. 

2.3 Aufschüttungen und Abgrabungen (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 
Aufschüttungen und Abgrabungen sind nur bis zu +-1,50 m zugelassen, in begründeten 
Fällen sind Ausnahmen nach § 56 (3) LBO möglich. Ausnahmen sind in begründeten Fällen 
zugelassen. 

An den Grundstücksgrenzen muss das Gelände angeglichen werden. 

Hinweis: Geländeveränderungen müssen im ganzen Ausmaß in den Bauvorlagen 
dargestellt werden. Amtliche Geländeschnitte sind vorzulegen. 

2.5 Stellplatznachweis (§ 74 (2) Nr. 2 LBO) 
Abweichend von § 37 (1) LBO wird die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen in 
Abhängigkeit von der Wohnungsgröße wie folgt festgesetzt: 

a) bei einer Wohnfläche bis zu 40 m²  1 Stellplatz je Wohnung 

b) zwischen 40 und 70 m²     1,5 Stellplätze je Wohnung 

c)  bei Wohnungen über 70 m²    2 Stellplätze je Wohnung 

Halbe Stellplätze sind im Gesamtergebnis aufzurunden. 


